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5% Antrag165 - Abg. NicoWeinmannu. a. FDP/DVP - Auswirkungen
des Gerichtsdolmetschergesetzes(GDolmG) aufJustiz und beei-
digteDolmetscher

Sehr geehrteFrau Landtagspräsidentin,

das Ministeriumder Justiz und fürMigrationnimmtzu dem Antragwie folgt
Stellung:

1. wie viele beeidigteDolmetscheres gegenwärtiginsgesamtin Baden-
Württemberggibt;

Zu 1.:

Nach den von den Landgerichtenals fürdie BeeidigungzuständigenStellen
($ 14 Absatz 1 AGGVG) gemeldetenZahlen gibtes in Baden-Württemberg
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gegenwärtiginsgesamt2.519 allgemeinbeeidigteDolmetscherinnenund
Dolmetscher.

2. wie viele davon über eine qualifizierteDolmetscherausbildungim
Sinne des GDoImG verfügen;

Zu 2.:
KonkreteZahlenhierzusind nichtvorhanden.Die gerichtsinternenVerzeich-
nisse enthaltenkeineAngabenzur Qualifikation.Wie mehrere- insbeson-
dere große — Landgerichtemitgeteilthaben,wareine DurchforstungderAk-
tenbeständeinnerhalbder zur VerfügungstehendenZeit aus personellen
und Kapazitätsgründennichtmöglich.

Soweitdie LandgerichteZahlen mitgeteilthaben, lässt sich aus diesen ent-
nehmen,dass dergeringereTeil der beeidigtenDolmetscherübereine qua-
lifizierteDolmetscherausbildungbzw. -prüfungim Sinne des Gerichtsdolmet-
schergesetzesverfügendürfte.Lediglichin zwei Landgerichtsbezirkensind
ausschließlichDolmetscherinnenund Dolmetscherallgemeinbeeidigt,die
eine qualifizierteDolmetscherausbildung/-prüfungvorweisenkönnen.

3, wie vielebeeidigteDolmetscherübereineanderequalifizierteSprach-
mittlerausbildung,also z. B. eine Übersetzerausbildung,verfügen;

Zu 3.:

KonkreteZahlen hierzukönnenaus den unterNummer2. genanntenGrün-
den nichtmitgeteiltwerden.Ein nichtgenau quantifizierbarerTeil der allge-
mein beeidigtenDolmetschermit Dolmetscherausbildung/-prüfungverfügt
zusätzlichübereine anderequalifizierteSprachmittlerausbildunginsbeson-



dere als Übersetzer.Ein weiterernichtgenau bestimmbarerTeil der allge-
mein beeidigtenDolmetscherverfügtausschließlichübereine anderequali-
fizierteSprachmittlerausbildunginsbesondereals Übersetzer.

4. wie viele beeidigteDolmetscherüberkeine spezifischeAusbildung,
d.h. wederim BereichDolmetschen,noch ÜbersetzenoderRechtssprache,
verfügen;

Zu 4.:
Hierzukönnenaus den unterNummer2. genanntenGründenkeinekonkre-
ten Zahlengenanntwerden.

Soweit die LandgerichteZahlen mitgeteilthaben, deutendiese daraufhin,
dass ein nichtgeringerTeil derallgemeinbeeidigtenDolmetscherüberkeine
spezifischeSprachmittlerausbildungverfügt. In einigen wenigen Landge-
richtsbezirkensind dies mehrals die HälftederallgemeinbeeidigtenDolmet-
scher. Es handeltsich insbesondereum diejenigenDolmetscherinnenund
Dolmetscher,die auf Grundlagedes sogenanntenMuttersprachenerlasses
vom 26. April 1993 (3162-11/57) vereidigtwordenwaren. Die in den letzten
Jahren erfolgtenBeeidigungensind hingegen überwiegendauf Basis des
NachweiseseinerqualifiziertenDolmetscherausbildung/-prüfungerfolgt.In
zwei Landgerichtsbezirkensind sogar ausschließlichDolmetschermiteiner
qualifiziertenDolmetscherausbildung/-prüfungallgemeinbeeidigt.

d, wanngenaudas GDolmG in Krafttretensoll:

Zu 5.:
Das „Gesetz über die allgemeineBeeidigung von gerichtlichenDolmet-
schern“ (Gerichtsdolmetschergesetz— GDolmG) vom 10. Dezember 2019



(BGBI. I, S. 2121) sollteursprünglicham 1. Juli 2021 in Krafttreten.Durch
das Gesetz zur Fortentwicklungder Strafprozessordnungund zur Änderung
weitererVorschriften,dem der Bundesratam 25. Juni 2021 zugestimmthat
(BR-Drs. 521/21), wird das Inkrafttretendes Gerichtsdolmetschergesetzes
jedochaufden 1. Januar2023 verschoben.

6. wie im Einzelnendie im GDolmG vorgeseheneÜberprüfungderQuali-
fikationenderDolmetschererfolgensoll;

Zu 6.:
Im Hinblickaufdie unterNummer5. erläuterteVerschiebungdes Inkrafttre-
tensdes Gerichtsdolmetschergesetzeswirdderzeitnochgeprüft,welcheAn-
passungenaufLandesebeneerforderlichsind. Es kanndahernoch nichtab-
schließendgesagt werden,wie die Überprüfungder vom Gerichtsdolmet-
schergesetzgefordertenQualifikationenkünftiggestaltetwerdenwird.

Derzeiterfolgtdie Überprüfungder Qualifikationender Dolmetscherdurch
die fürdie BeeidigungzuständigenLandgerichteunterEinbeziehungdes Re-
gierungspräsidiumsKarlsruhe— Prüfungsstellefür Übersetzerund Dolmet-
scher.

Die Landgerichteüberprüfendie Qualifikationder Dolmetscheranhandder
von ihnen vorgelegtenZeugnisse (Nummer1.3 der Verwaltungsvorschrift
des Justizministeriumszur Durchführungder 88 14 bis 15b AGGVG vom>. Mai 2010 (3162/0083), Die Justiz 2010, S. 218, zuletztgeändertdurch
Verwaltungsvorschriftvom 1. September2014 (Die Justiz 2014, S. 240)). In
Fällen, in denen kein Nachweis über die qualifizierteDolmetscherausbil-
dung/-prüfungvorgelegtwird,verweisendie Landgerichtedie Antragsteller
gemäßNummer1.3.3 derVerwaltungsvorschriftregelmäßigzur Überprüfung



an die PrüfungsstellefürÜbersetzerund Dolmetscherbeim Regierungsprä-
sidiumKarlsruhe.Die PrüfungsstelleprüftaufGrundlagedes 8& 16 der Rah-
menvereinbarungzur Durchführungund Anerkennungvon Prüfungenfür
Übersetzerund Übersetzerinnen,Dolmetscherund Dolmetscherinnenund
Dolmetscherund Dolmetscherinnenfür Deutsche Gebärdensprache(Be-
schlussder Kultusministerkonferenzvom 17.12.2020 - KMK-Rahmenverein-
barung),ob andereakademischeoderstaatlichePrüfungenaus dem In- und
Ausland mitder staatlichenPrüfungfür Dolmetschergleichgestelltwerden
könnenund so die Voraussetzungenfür eine Beeidigungvorliegen.Sollte
die Antragstellerinoder der Antragstellernicht über einen Abschluss als
staatlichgeprüfterDolmetscherodereinengleichgestelltenAbschlussgem.
$ 16 der KMK-Rahmenvereinbarungverfügen,überprüftdie Prüfungsstelle,
ob der NachweisderfachlichenKenntnisseaufGrundlagevon mehrjähriger
Berufserfahrungals Dolmetscherauf dem Niveau der staatlichenPrüfung
erbrachtwird.

Da die Landgerichtedie fachlicheÜberprüfungin diesen Fällen nichtzuver-
lässig selbstvornehmenkönnen,sprechensie sich ebensowiedie Prüfungs-
stellefürDolmetscherund Übersetzerdafüraus, diese Vorgehensweisefür
die künftigeÜberprüfungvon Auslandsprüfungennach 8 3 Absatz 2 Satz 1

Nr.2 GDolmG-E oder des alternativenBefähigungsnachweisesnach 84
GDolmG-E beizubehalten.Die EinzelheitenderlandesrechtlichenAnpassun-
gen müssenallerdingsnoch geklärtwerden.

T. mit welchemzusätzlichenAufwandfürDolmetscherund die fürdie
ÜberprüfungzuständigenStellen, bittemöglichstunterder Nennungdieser
Stellen, sie rechnet;

Zu 7.:



Bei den fürdie BeeidigungzuständigenStellen(ob Baden-Württembergvon
der Ermächtigungsnormdes 8 2 Absatz2 GDolmG-E Gebrauchmachenund
die Zuständigkeitwie bisherbei den Landgerichtenstattwie nach 8 2 Ab-
satz

1

GDolmG vorgesehenbei den Oberlandesgerichtenverortenwird, ist
noch nichtentschieden)wird insofernein zusätzlicherAufwandentstehen,
als aufgrundder künftigenBefristungder Beeidigung nach $ 7 Absatz 1

Satz 1 bis 3 GDoImG die Qualifikationenaller in Baden-Württembergbeei-
digtenDolmetscherüberprüftwerdenmüssen, um festzustellen,ob die Vo-
raussetzungendes Gerichtsdolmetschergesetzeserfülltsind. In Fällen, in

denen ein nach dem GerichtsdolmetschergesetzanerkannterAbschluss
nichtvorliegt,müssen die betroffenenDolmetscherinnenund Dolmetscher
kontaktiertund aufgefordertwerden,entwederdie staatlichePrüfungabzu-
legen (8 3 Absatz2 Satz 1 Nr. 1 GDoImG-E) oderihreBefähigungaufandere
Weise nachzuweisen,wennfürdie zu beeidigendeSprache im Inlandkeine
Prüfungnach $ 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer1 angebotenwird (8 4 Absatz 1

Nr.
1

GDolmG-E) oder es füreine nach $ 3 Absatz2 Satz
1

Nummer2 im

AuslandbestandenePrüfungkeinevon einerdeutschenStelleals vergleich-
bar eingestufteDolmetscherprüfunggibt ($ 4 Absatz 1 Nr. 2 GDolmG-E). In

Fällen, in denen solche alternativenBefähigungsnachweiseoder ausländi-
sche Zeugnissevorgelegtwerdenoder in denendurchdie zuständigeStelle
nichtfeststellbarist, auf welcherGrundlagedurch die Prüfungsstelleeine
Gleichwertigkeitsbescheinigungausgestelltwurde, müssen die jeweiligen
Akten zur Überprüfungder hierfürzuständigenPrüfungsstellefür Dolmet-
scher und Übersetzerbeim RegierungspräsidiumKarlsruheübermitteltwer-
den. Auch im HinblickaufkünftigeBeeidigungenwirddurchdie künftigeBe-
fristungder Beeidigungauf fünfJahre zusätzlicherAufwandentstehen,da
die zuständigeStelle nach Ablaufder Befristungdas Fortbestehender Vo-
raussetzungenfür die Beeidigungauch bezüglichder neu beeidigtenDol-
metscherinnenund Dolmetscherüberprüfenmuss (8 7 Absatz 1 Satz 1 bis 3

GDolmG).



Für DolmetscherinnenundDolmetscher,die künftig- nach dem Inkrafttreten
des Gerichtsdolmetschergesetzes— einen Antrag auf Beeidigungstellen,
wirdinsofernMehraufwandentstehen,als diese in allerRegel - vorbehaltlich
der in 8$4 GDolmG-E vorgesehenenAusnahmen- eine staatlichanerkannte
Dolmetscherprüfungablegenmüssen,um überhauptbeeidigtwerdenzu kön-
nen. Alle Dolmetscherinnenund Dolmetscherwerdenzudem künftignach
Ablaufder Befristungder Beeidigunggemäß$ 7 Absatz 1 GDolmG nach fünf
Jahren die Verlängerungder BeeidigungjeweilsunterVorlageaktuellerUn-
terlagennach $ 3 Absatz 3 Nr. 1 bis 3 GDolmG-E beantragenmüssen. Für
bereitsallgemeinbeeidigteDolmetscherinnenund Dolmetscher,die bisher
keinequalifizierteDolmetscherausbildungvorweisenkönnen,wird insofern
zusätzlicherAufwandentstehen,als diese nach Ablaufder gesetzlichen
Übergangsfristund Ablaufder Befristungder bestehendenBeeidigungent-
wederdie staatlichePrüfungablegen(8 3 Absatz2 Satz 1 Nr. 1 GDolmG-E)
oder ihre BefähigungaufandereWeise nachweisenmüssen (sog. alternati-
ver Befähigungsnachweis),wennfürdie zu beeidigendeSprache im Inland
keine Prüfungnach $ 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer1 angebotenwird ($ 4

Absatz 1 Nr. 1 GDolmG-E) oderes füreine nach $ 3 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer2 im AuslandbestandenePrüfungkeinevon einerdeutschenStelle als
vergleichbareingestufteDolmetscherprüfunggibt ($ 4 Absatz 1 Nr. 2

GDolmG-E).

Bei der PrüfungsstellefürÜbersetzerundDolmetscherwird im Hinblickauf
künftigeBeeidigungenvoraussichtlichkeingroßerzusätzlicherAufwandent-
stehen,da die Überprüfungder Qualifikationder Dolmetscherdortohnehin
schon erfolgt.Allerdingsist auch hierein zusätzlicherAufwandfürdie Über-
prüfungder Bestandsfällezu erwarten.Ob sich aufgrundderstrengerenVor-
gaben des Gerichtsdolmetschergesetzesdie Zahl der staatlichenDolmet-
scherprüfungenerhöhenwird,bleibtabzuwarten.



8. welcheAuswirkungendas GDolmG aufbisherbeeidigteDolmetscher
hat, diejedochnichtalle erforderlichenQualifikationendes Gesetzes erfüllen,
insbesondereein Studiumals schriftlicherÜbersetzer,nichtaberals mündli-
cherDolmetschervorzuweisenhaben, oderaberim Auslandstudierthaben,
wo es keinenspeziellenStudiengangfürDolmetschergab;

Zu 8.:

BeeidigteDolmetschermüssen künftigdie Vorgaben des Gerichtsdolmet-
schergesetzeserfüllen,damitdie bestehendeBeeidigungverlängertwerden
kann (s. dazu unterNummer7.). BeeidigteDolmetscherinnenund Dolmet-
scher, die bisherkeinestaatlichePrüfungvorweisenkönnen,habendie Mög-
lichkeit,

- eine staatlichePrüfunggemäßden Vorgabendes GDoImG abzulegen,
- eine der staatlichenPrüfunggleichgestelltePrüfungabzulegen
- oder, solltein derentsprechendenSprache keinestaatlichePrüfungange-
botenwerdenkönnen,das Überprüfungsverfahrengemäß8 4 GDoIlmG-E (al-
ternativerBefähigungsnachweis)zu durchlaufen.
Das Gerichtsdolmetschergesetzsiehthierfüreine Übergangstristbis 12. De-
zember2029 vor.

g. inwieweitdas Risiko besteht,dass bei einerzu strengenAnwendung
des GDoImG dieZahlderregulärbeeidigtenGerichtsdolmetscherabsinkt,und
es hierdurchetwa zu Verfahrensverzögerungkommtoder vermehrtMutter-
sprachlerohne besondereQualifikationim Wege derAd-hoc Beeidigungbe-
stelltwerdenkönnen,wiedies vereinzeltbereitsbeipolizeilichenVernehmung
auftretensoll;

Zu 9.:



Das Gerichtsdolmetschergesetzist unmittelbargeltendesBundesrecht.Bei
derAnpassungund Umsetzungder bundesrechtlichenVorgabenin Landes-
recht in Baden-Württembergsowie bei der Anwendungdes neuen Rechts
wirddas Ministeriumder Justiz und fürMigrationim Rahmendes Möglichen
und rechtlichZulässigendie Gerichtedabei unterstützen,Verfahrensverzö-
gerungenso weitwie möglichzu vermeiden.

Dem Zweckdes Gesetzes, die hoheQualitätdes gerichtlichenDolmetscher-
wesenszu sichern,dientunteranderemdie in S 7 Absatz 1 Satz 1

GDolmG
vorgeseheneBefristung.Da aufgrunddieser BefristungDolmetscherinnen
und Dolmetscher,die keinestaatlichePrüfungabgelegthaben, ihre Beeidi-
gung nach Ablaufder Übergangsfristbis zum 12. Dezember2029 verlieren,
kannnichtausgeschlossenwerden,dass die Zahl derregulärbeeidigtenGe-
richtsdolmetschersinkenwird.Es bleibtallerdingsabzuwarten,wie vieleder
beeidigtenDolmetscherinnenund Dolmetscher,die die Qualifikationsanfor-
derungendes Gerichtsdolmetschergesetzesderzeitnichterfüllen,innerhalb
der Übergangsfristdie staatlichePrüfungablegenbzw. eine der unterNum-
mer8. dargestelltenNachweismöglichkeitenergreifenwerden.Zudem wird
ein Teil der Dolmetscherinnenund Dolmetscherohne spezifischeSprach-
mittlerausbildung,die noch auf Grundlagedes Muttersprachenerlassesbe-
eidigtwordensind, die Tätigkeitbis zu diesemStichtagvoraussichtlichauch
aufgrunddes Eintrittsdes gesetzlichenRentenaltersbeenden.

Dem Problemdes Bedarfsan DolmetschernfürselteneSprachenkann nach
wie vor mitder Beeidigungim Gerichtgemäß$ 189 Absatz 1 GVG begegnet
werden,die auch nach dem Gerichtsdolmetschergesetzzulässig bleibt(8 1

Satz 2 GDolmG). Es handeltsich um eine reguläre,prozessrechtlichvorge-
sehene Beeidigung.Dass vermehrt„Muttersprachlerohne besondereQuali-
fikation“als Dolmetscherherangezogenwerden, ist dem Ministeriumder
Justiz und fürMigrationnichtbekanntgemachtworden.Nach Auslaufendes



-10-

Muttersprachenerlassesvom 26. April1993 wurdenvielmehrnach den Rück-
meldungender Landgerichteschon in den letztenJahren vielfach— überwie-
gend oder sogar ausschließlich— Dolmetscherallgemeinbeeidigt,die eine
qualifizierteSprachmittlerausbildungvorweisenkönnen,so dass der Anteil
an beeidigten Dolmetschernohne qualifizierteSprachmittlerausbildung
schonderzeitgrundsätzlicheherrückläufigsein dürfte.Dolmetscherseltener
Sprachen, in denen keine staatlichePrüfungangebotenwird, haben auch
künftigdie Möglichkeit,sich aufgrundalternativerBefähigungsnachweisege-
mäß $ 4 GDolmG-E allgemeinbeeidigenzu lassen. Auch hier bleibtabzu-
warten,in welchemUmfangvon dieserMöglichkeitGebrauchgemachtwer-
den wird.

10. welcheAbstimmungbei der Umsetzungdes GDoImG mitden Interes-
sensverbändenderDolmetschererfolgt.

Zu 10.:
Das MinisteriumderJustiz undfürMigrationbeabsichtigt,bei derAnpassung
der landesrechtlichenRegelungen an die Vorgaben des Gerichtsdolmet-
schergesetzes die mit der allgemeinenBeeidigung von Gerichtsdolmet-
schernunddie mitderPrüfungvon Dolmetschernund Übersetzernbefassten
Stellenebensozu beteiligenwie die Berufsverbändeder beeidigtenDolmet-
scher und Übersetzer.
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